
 



 

Mitte 2014 nahm die neue Fraktion ihre Arbeit auf, 

mit guten Verbesserungen bei den Wahlergebnis-

sen zum Städteregionstag und Städteregionsrat im 

Rücken (in beiden Fällen noch über den Ergebnis-

sen für DIE LINKE in der Stadt Aachen). Die nun 

vierköpfige Fraktion wurde ergänzt durch etwa ein 

Dutzend sachkundige BürgerInnen, die linke An-

liegen in den verschiedenen Gremien der Städtere-

gion vertreten. 

 2016 musste die Frakti-

on von ihrer langjährigen Mit-

arbeiterin Annette Franken-

berger Abschied nehmen. Sie 

wurde von Alban Werner ab-

gelöst. 

 Nachdem die anderen 

Fraktionen und die Verwal-

tung sich beim Thema Tihange 

lange gesperrt hatten, zogen 

sie in dieser Wahlperiode 

nach. Nicht nur kam es 2017 

zu einer Menschenkette gegen 

das Atomkraftwerk, auch klagte die Städteregion in 

Brüssel, bislang mit ungewissem Ausgang. 

 2018 war die Städteregion ungewohnt oft in 

der Presse. Ab Mitte des Jahres beschäftigte der 

Skandal um unzulässig erhöhte Personalratsgehäl-

ter die Öffentlichkeit. Zudem kündigte im selben 

Jahr Städteregionsrat Helmut Etschenberg an, aus 

gesundheitlichen Gründen sein Amt zum Jahresen-

de niederlegen zu wollen. Daraufhin wurde eine 

vorgezogene Neuwahl notwendig, bei der unser 

sachkundiger Bürger und Fraktionsassistent Albert 

Borchardt als Kandidat der LINKEN ins Rennen 

ging.  

 Der neu gewählte Städteregionsrat Dr. Tim 

Grüttemeier (CDU) trat im Januar 2019 sein Amt 

an. Grüttemeier war bereit, sich Anliegen der LIN-

KEN anzuhören und für einige sinnvolle Initiati-

ven durchaus offen wie z.B. dem Beitritt der Städ-

teregion zum sog. ICAN-Appell zur Unterstüt-

zung des 2017 durch die Vereinten Nationen ver-

abschiedeten Vertrags zum Verbot von Atomwaf-

fen. 

Unsere Fraktion 

empfing immer wie-

der Gesprächspartne-

rInnen aus Verwal-

tung, Politik, Zivilge-

sellschaft und z.T. 

sogar aus der Wissen-

schaft. Die Linksfrak-

tion stand immer ger-

ne zur Verfügung, 

um sinnvolle Forde-

rungen in der regio-

nalen Politik zu un-

terstützen oder Verschlechterungen zu verhindern. 

Wo es nötig und möglich war, arbeiteten wir auch 

mit anderen Fraktionen zusammen.  

 Gerne kamen wir durch öffentliche Veran-

staltungen mit der Bevölkerung ins Gespräch und 

schauten bei Exkursionen, die immer kleine Bil-

dungsreisen waren, über den städteregionalen Tel-

lerrand und nahmen von dort Anregungen für lin-

ke Politik zuhause mit.  



 



 

Manfred Schallenberg Dieter Seidel 



 

Ausschüsse / Gremien Vertreter(in) 1. Stellvertreter(in) 

Städteregionsausschuss SRTM Uwe F. Löhr SRTM Marika Jungblut 

Soziales, Gesundheit, Senioren und 

demographischer Wandel 

SRTM Helga Ebel Harald Siepmann SRTM 

Wirtschaft, Wissenschaft und Betei-

ligungen 

SRTM Uwe F. Löhr Dirk Makowski 

  

Regionale Zusammenarbeit, Mobi-

lität und Europa 

Dieter Seidel SRTM Uwe F. Löhr 

Tourismus und Kultur SRTM Marika Jungblut Adelheid Pulinna 

Schule und Bildung Benjamin Nimmerrichter Christa Kerinnis 

Rettungswesen und Bevölkerungs-

schutz 

Robert Boltz SRTM Helga Ebel 

Bau SRTM Harald Siepmann Wolfgang Weißhuhn 

Personal- und Informationstechnik SRTM Harald Siepmann Dirk Makowski 

Rechnungsprüfung Wolfgang Weißhuhn SRTM Harald Siepmann 

Wahlprüfung SRTM Harald Siepmann   

Kinder- und Jugendhilfe 

  

Dirk Makowski (stimmber.) 

Wolfgang Weißhuhn (beratend) 

Andreas Dittrich (stimmber.) 

Christa Kerinnis (beratend) 

Verwaltungsausschuss SBZ Albert Borchardt Manfred Schallenberg 

Umwelt- und Klimaschutz SRTM Marika Jungblut Dirk Makowski 

Inklusionsbeirat Andreas Dittrich Christa Kerinnis 

Kommunale Gesundheitskonferenz SRTM Helga Ebel Christa Kerinnis 

Kommunale Konferenz für Alter 

und Pflege 

Annette Frankenberger Christa Kerinnis 

Partnerschaftsbeirat Andreas Dittrich Adelheid Pulinna 

Beirat Miteinander Andreas Dittrich Albert Borchardt 

Arbeitskreis Kommunale Integrati-

onsräte 

Gülay Canbay Michael Kaeser 

Jobcenter-Beirat SRTM Harald Siepmann Andreas Dittrich 

Verbandversammlung Sparkassen-

zweckverband 

SRTM Uwe F. Löhr SRTM Marika Jungblut 

Zweckverband Region AC SRTM Uwe F. Löhr SRTM Harald Siepmann 

Zweckverband Region AC: Aus-

schuss für (eu)regionale Gesund-

heit 

SRTM Uwe F. Löhr   

Zweckverband Region Aachen: 

Ausschuss für (eu)regionale Wirt-

schaft, 

SRTM Uwe F. Löhr   

Aufsichtsrat AWA (Entsorgung) SRTM Uwe F. Löhr SRTM Marika Jungblut 

Aufsichtsrat enwor SRTM Harald Siepmann   

Gesellschafterversammlung Grenz-

landtheater 

SRTM Uwe F. Löhr  



 

Auch unsere Fraktion blieb von personellen Än-

derungen nicht verschont. So schieden einige Ge-

nossinnen und Genossen vor Ablauf der Wahlpe-

riode aus. Die Ursachen dafür waren unterschied-

lich. Meistens waren es berufliche oder persönli-

che Gründe. Manchmal kam auch ein Umzug da-

zwischen. Wir danken hiermit alldenjenigen, die 

uns als Sachkundige BürgerInnen oder Einwohne-

rInnen zur Verfügung standen und uns in den 

entsprechenden Gremien gut vertraten:  

 Robert Boltz 

 Dr. Christian Gengenbach 

 Monika Gottfried 

 Hans Janosch 

 Manfred Jörres 

 Manfred Lutter 

 Fayssal El-Sarout 

 Domenik Willems 

Besonders danken möchten wir Annette Franken-

berger, die als Fraktionsmitarbeiterin von 2010 bis 

September 2016 unser Büro organisierte, die Sit-

zungen vorbereitete und nicht zuletzt all die Un-

terlagen sortierte und verschickte, die wir für un-

sere politische Arbeit brauchen.   

Annette Frankenberger 

Manfred Lutter 

Robert Boltz 

Monika Gottfried 



 

Dr. Tim Grüttemeier, Städteregionsrat 

Stefan Jücker, Dezernat IV 

Markus Terodde, Dezernat V 

Prof. Edeltraud Vomberg, Dezernat III 

Prof. Michael Ziemons, Dezernat III 

Gabriele Grünewald, Leiterin des Ausländeramts 

Stefan Graaf, Geschäftsführer des Jobcenters 

Kurt Rieder, Jobcenter 

Markus Kever, Jobcenter 

Horst Mendez, Jobcenter 

Dr. Monika Gube, Leiterin des Gesundheitsamts 

Patrick Hahne, Koordinator für Breitbandausbau der 

Städteregion 

Sebastian Heyn, Leiter des Amts für Kinder, Jugend-

liche und Familien 

Ruth Meyering, Leiterin des Schulamts 

Thomas Claßen, Leiter der Kämmerei/Kasse 

Silke Wipperfürth, Kämmerei/Kasse 

Egon Metten, Leiter der Kämmerei/Kasse 

Ingrid Oeben, Leiterin der Stabsstelle für Digitalisie-

rung und E-Government 

Timur Bozkir, Leiter des Kommunalen Integrations-

zentrums 

Franz-Josef Emondts, BUND Aachen 

Frank Numan, VaBW 

Hans-Peter Sistenich, AVV 

Hans-Günter Bell, Behindertenbeauftragter der Stadt 

Köln 

Jutta Geese und Michael Grobusch, Lokaljournalis-

ten vom Aachener Medienhaus 

Mathias Dopatka, ver.di-Sekretär 

Frank Schalge, Personalratsvorsitzender  

Fredi Gärtner, Caritas Betriebs- und Werkstätten 

GmbH 

Bernhard Verhoelen, Caritas 

Kalle Wilms, Suchthilfe Aachen 

Jürgen Rombach, Integrationsbeauftragter der Stadt 

Eschweiler 

Agnes Zilligen, Rückhalt e.V. 

Natalie Djurkovic und Angelika Gey, Frauen helfen 

Frauen e.V. 

Axel Büker, Refugio e.V.  

Merete Menze, Paritätischer Aachen 

Manuela Aye, Paritätischer Aachen 



 

Die Themen Umwelt- und 

Klimaschutz, zu denen auch 

die Abwehr von atomaren Ge-

fahren zählt, hatten zu Beginn 

der Wahlperiode keinen be-

sonders hohen Stellenwert in 

der Städteregion.  

Der von unserer Fraktion bereits 2011 formulier-

te Antrag, ein Handlungskonzept für den Fall 

eines atomaren Unfalls in Tihange auszuarbeiten 

wurde mit dem Verweis abgelehnt, dass es recht-

lich aufgrund der Zuständigkeiten nicht möglich 

wäre. Dies änderte sich jedoch schlagartig, als der 

zunehmende Bürgerprotest gegen die Gefahren 

der belgischen AKWs, welchen wir immer tatkräf-

tig unterstützten, nicht mehr zu übersehen und 

zu überhören war. Erst Ende 2015 gab es dann 

einen interfraktionellen Antrag, Tihange und Do-

el nicht mehr anzufahren. Die nachfolgenden Kla-

gen der Städteregion und anderer Gebietskörper-

schaften gegen den Weiterbetrieb der belgischen 

Reaktoren haben wir dann selbstverständlich 

ebenso unterstützt wie die Menschenkette des 

Aktionsbündnisses im Juni 2017. Im Zusammen-

hang mit einer niederländischen Studie themati-

sierten wir Anfang 2018 mögliche Mängel bei den 

anvisierten Maßnahmen im Falle einer atomaren 

Havarie. 

 In den Haushaltsberatungen haben wir wie-

derholt die Forderung nach mehr Dach- und Fas-

sadenbegrünung in den Vordergrund gestellt. Zu-

letzt haben wir beim Haushalt 2020 zusätzlich 

noch Gelder für ein Förderprogramm zugunsten 

von Solaranlagen vorgeschlagen. Weiterhin haben 

wir uns dafür eingesetzt, dass das Integrierte Kli-

maschutzkonzept mit Leben gefüllt wird, um so 

einen Teil dazu beizutragen, dass die erforderli-

chen Klimaschutzziele erreicht werden können. 

 Die Gefahren des Frackings, sprich, der 



 

unkonventionellen Erdgasförderung, haben wir als 

erste Fraktion in der Städteregion thematisiert, 

unsere kritische Stellungnahme zum Fracking in 

der Grenzregion abgegeben, sowie uns auch orga-

nisatorisch und finanziell an der Erstellung der 

Broschüre „Wir sagen Nein zu Fracking und Gas-

bohren“ beteiligt. 

 Weitere Themen im Umweltausschuss wa-

ren u.a. Ausgleichsmaßnahmen beim Radweg 

Aachen-Jülich und die Vorstellung des For-

schungsprojektes ESKAPE (Entwicklung Städte-

regionaler KlimaAnpassungsprozesse). 

 Mit einer Anfrage an den Städteregionsrat 

setzen wir uns für eine Zugänglichkeit des Altlas-

tenkatasters für kommunale MandatsträgerInnen 

ein. Diese wurde mittlerweile auch weitgehend 

umgesetzt. Von Presseberichten und Nachfragen 

aus der Bevölkerung motiviert haben wir eine An-

frage zum Thema Wasserqualität des Blausteinsees 

formuliert. Sorgen bereiten uns hierbei die steti-

gen Wasserverluste und demzufolge auch die der-

zeitige Wasserzufuhr aus Sümpfungswasser durch 

RWE bzw. die künftige nach Beendigung des Ta-

gebaus Inden.  

 Neben den Ausschüssen gibt es auch noch 

die Aufsichtsräte in den wirtschaftlichen Beteili-

gungen der Städteregion. Vertreten sind wir ledig-

lich bei der Enwor mit Sitz in Herzogenrath mit 

einem Mitglied. Hier war in der ablaufenden Peri-

ode ein wichtiger Erfolg, dass sich das Unterneh-

men aus einem Projekt der Trianel-Gruppe in Kre-

feld verabschiedete. Positiv ist weiterhin, dass die 

Enwor ihr Portfolio bei Anlagen mit regenerativen 

Energien schrittweise ausbaut. Vom Ziel, 100% 

erneuerbare Energien zu produzieren, ist das Un-

ternehmen jedoch noch einiges entfernt. 



 

Zum Kerngeschäft der Linken 

zählt der Sozialbereich. Dieser 

hat in der Städteregion eine 

ohnehin große Bedeutung: 

 Die Städteregion ist Träger der Grundsiche-

rung für Arbeitsuchende (SGB II) und stellt zu-

sammen mit der Bundesagentur für Arbeit das 

Jobcenter als gemeinsame Einrichtung. 

 Dabei ist die Städteregion insbesondere zu-

ständig für die Kosten der Unterkunft (KdU). 

 Zudem läuft die Weitergabe der Mittel für das 

Bildungs- und Teilhabepaket über die Städteregi-

on. 

 Im Rechtskreis des SGB XII ist die Städteregi-

on zuständig für die Grundsicherung im Alter und 

bei Erwerbsminderung sowie für verschiedene Ar-

ten der Eingliederungshilfe für Menschen mit Be-

hinderung. 

 Als pflichtige Aufgabe übernimmt die Städte-

region die Ausgaben der kommunalen Schuldner-

beratung. 

Weiterhin gibt die Städteregion Zuschüsse an Ver-

eine für deren Arbeit. 

 

Alle diese Themen haben uns in den letzten Jah-

ren beschäftigt. So haben wir die personelle Aus-

stattung des Jobcenters und die mögliche Zusam-

menlegung von Geschäftsstellen thematisiert 

(siehe Kapitel „Personal und Finanzen“). Bei den 

Kosten der Unterkunft haben wir im Städteregi-

onstag eine Debatte über die Übernahme aller 

Kosten und die Vermeidung von Kostensenkungs-

maßnahmen geführt. Auf Interventionen durch 

die Fraktionen reagierte die Verwaltung mit dem 

Anspruch, die Kosten der Unterkunft seien 

„Geschäft“  der laufenden Verwaltung.   

 Beim Bildungs- und Teilhabepaket haben 

wir immer wieder darauf hingearbeitet, dass mög-

lichst viele Kinder und Jugendliche eine Förde-

rung erhalten. Leider blieb das Paket aber weitge-

hend ein Bürokratiemonster, das die notwendige 

Erhöhung der Regelsätze nicht ersetzt. Die Praxis 

der kommunalen Schuldnerberatung in der Städte-

region stand stets in unserer Kritik, da sich der 

kostenfreie Zugang auf Empfänger von Leistun-

gen des SGB II und SGB XII beschränkt. Hier 

wird zu Lasten von Niedrigverdienern und Rent-

nern „gespart“. Bei den freiwilligen Zuschüssen 

war unsere Fraktion stets bedacht, diese zu erhal-

ten und bei Bedarf auch neue zu vergeben.  

 Unsere Aufgabe war stets, die Arbeit des 

Jobcenters kritisch zu begleiten. Dabei machten 

wir vor allem von unseren Anfragen Gebrauch, die 

sich mit diversen Problemen beschäftigten, unter 

anderem:  

 Arbeit der Servicestelle des Jobcenters 

 Vergabe von Darlehen durch das Jobcenter 

 Rückforderung von Kleinbeträgen. 

Bei juristischen Fragestellungen arbeiteten wir eng 

mit unseren GenossInnen Agi und Robert  

Schwedt zusammen, die aufgrund ihrer kontinu-

ierlichen Sozialberatung bei sozialrechtlichen Fra-

gestellungen über großes Expertenwissen verfü-

gen. 



 

Sinn und Zweck unserer parlamentarischen Arbeit 

ist hier zum einen für die mehr als 1100 Bürger-

initiativen, Vereine in der Städteregion ein Arm in 

die Politik zu sein, der ihr Expertenwissen und 

ihre gesellschaftliche Leistung in Beschlüssen um-

setzt für eine strukturell gesicherte Basis von Zu-

sammenhalt und Bürgerengagement.  

 Zum anderen geht es uns im STR-

Parlament und in der Kommunalen Gesundheits-

konferenz um eine Diskursverschiebung zu sozia-

ler Gerechtigkeit und guter Gesundheitsversor-

gung für alle. 

 Gesundheit ist kein messbares Gut, sondern 

ein wahrgenommener Zustand von Menschen im 

Zeitverlauf. Sie ist weder planbar noch zentralisier-

bar. Für Grund- und Regelversorgung wie z.B. im 

Fall von Hypertoniekrisen, Diabetes-

Entgleisungen muss wohnortnah der Zugang zur 

medizinischen Versorgung sowie kleinräumige 

Planung gewährleistet 

sein.  

 Für Verbesse-

rungen unter dieser 

Maßgabe engagiert 

sich die Fraktion DIE 

LINKE in der Städteregion mit Anträgen, Anfra-

gen, Aktionen zur Aufklärung, mit eigener Zei-

tung (WIR), öffentlichen Veranstaltungen Veröf-

fentlichungen wie Pressemitteilungen. Beispiel: 

PM zum Weltgesundheitstag für ein solidarisch 

finanziertes Gesundheitssystem, in das aus allen 

Einkommensarten eingezahlt werden soll.  

 

Themen, zu denen unsere Fraktion sich positio-

niert hat 

 Medizinische Versorgung in strukturschwa-

chen Regionen  

 Radiologie für Kassenpatienten (Eifel) 

 Hebammen (u. a. Entlastung bei der Haft-

pflichtversicherung) 

 Sicherstellung von Notfallambulanzen 

 Problem  resistenter Krankheitserregern – 

Personalstelle für Hygiene im ÖGD  

 Förderantrag Mukoviszidose-Verein 

 Regionale Krankenhausentwicklung 

 Pflegeplanung 

 Medizinische unabhängige Beratung 

 Einsatz von Neuroleptika (NL) im Senio-

ren- und Betreuungszentrum der STR 

Aachen im Geriatrie-/ Pflegebereich 

 Drogenhilfe 

 

Über den gesamten Zeitraum machten wir Fol-

gendes zu Dauerthemen:  

Nachdem unsere Fraktion mit vier Anträgen die 

medizinische Versorgung in strukturschwachen 

Regionen eingebracht hatte, wurde in der Kom-

munalen Gesundheitskonferenz eine Unter-AG 

„Konzept zur Sicherstellung der medizinischen 

Grundversorgung in den schwächer besiedelten 

Orten der STR“ gegründet, die über zwei Jahre in 

regelmäßigen Abständen tagte. 

 Von der Fraktion DIE LINKE wurden als 

Lösungen die fahrende Arztpraxis (Doc mobil) 

„Visavia-Apothekenberatungs- und Abgabetermi-

nal“ (begehbare CoBox) für die Eifel oder der 

Einsatz von speziell  geschulten AGnES-

F a c h k r ä f t e n  ( A r z t  e n t l a s t e n d e 

„Gemeindeschwestern“, die Hausbesuche ma-

chen) eingebracht. 

 Zur regionalen Krankenhausentwicklung 

wurden kontinuier-

lich Anfragen und 

Anträge eingebracht 

und PMs verfasst. 

Mit  jeder neuen Ge-

setzesinitiative wur-

de dieser Bereich mehr ökonomisiert und die 

Häuser zunehmend unter Druck gesetzt. Ziel ist, 

dass nur noch wenige Superkliniken vorhanden 

sind, die marktkonform wirtschaften. DIE LIN-

KE hält mit richtigen Argumenten und gutem 

Grund dagegen. 

 Unser Lösungsvorschlag bezüglich Drogen-

hilfe nach Einholen der Expertise von Fachleuten: 

Einrichtungen der Drogenhilfe in den Kommu-

nen der STR strukturell wohnortnah zu da etab-

lieren, wo Gesundheitsversorgung stattfindet: 

Krankenhäuser, Gesundheitseinrichtungen, Aus-

senstellen des Gesundheitsamtes in den Kommu-

nen der STR um so niederschwellige Zugänge mit 

kurzen Wegen zu schaffen, u.a. auch damit ein 

Lebensalltag mit relativ normaler Tagesstruktur 

trotz Drogenkonsum realisierbar ist.  

 Bei allen Tagesordnungspunkten im Sozial- 

und Gesundheitsausschuss wurde konsequent auf 

unabhängige Beratungsangebote gedrängt wo 

überprüfbare Informationen gegeben werden 

(ohne Fachsprache); konkreter Ziele therapeuti-

scher Maßnahmen benannt werden, sowie Be-

handlungsalternativen, weitere Informationsquel-

len und mit Berücksichtigung der individuellen 

Lebensbedingungen und Präferenzen von Patien-

tInnen und Ratsuchenden.       



 

Die o.a. Themen betreffen ver-

schiedene Gremien in der Städ-

teregion, in erster Linie die 

Ausschüsse für Schulen und Bil-

dung sowie für Kinder- und Ju-

gendhilfe. Darüber hinaus ist 

aber auch der Sozialausschuss 

wichtig, wenn es um Fragen des 

Bildungs- und Teilhabepakets 

geht.  

Die Städteregion ist Träger verschiedener Schulfor-

men. Als wichtigste sind die Berufskollegs und die 

Förderschulen zu nennen. Darüber hinaus ist sie 

aber auch für das Abendgymnasium, das Weiterbil-

dungskolleg (früheres Euregiokolleg) und die 

Abendrealschule zuständig. Bei letzterer hatten wir 

jüngst eine Anfrage gestellt, die aber durch eine zeit-

gleiche Vorlage der Verwaltung zum Ausschuss ob-

solet wurde. Dabei ging es vor allem um den drasti-

schen Rückgang der Schülerzahl. Ein weiterer 

Schwerpunkt unserer Arbeit im Schulausschuss war 

die Beschulung und Ausbildung von geflüchteten 

Kindern und Jugendlichen, die trotz aller Anstren-

gungen noch verbesserungswürdig war. Gemeinsam 

mit den anderen Fraktionen setzten wir uns zuletzt 

dafür ein, dass an der RWTH Aachen künftig wieder 

Grundschullehramt studiert werden kann. Bei der 

Zukunft des Berufskollegs an der Lothringer Straße 

setzen wir auf einen Neubau und zugleich eine sinn-

volle Nutzung des alten Gebäudes.  



 

Die Städteregion ist als Jugendamtsträgerin für 

die Städte Baesweiler und Monschau sowie für die 

Gemeinden Roetgen und Simmerath zuständig. 

Die dort gelegenen Kindertageseinrichtungen fal-

len damit in unseren Zuständigkeitsbereich. Be-

sonders ärgerlich fanden wir immer die hohen 

Elternbeiträge, die per Satzung geregelt sind. 

Letztere wurde allerdings jahrelang nicht ange-

passt, so dass selbst Niedrigverdiener Beiträge 

zahlen mussten. Auch wenn die völlige Beitrags-

freiheit unser Ziel ist, setzten wir uns vorerst da-

für ein, dass die Beitragstabelle aktualisiert und 

progressiver gestaltet wird. Immerhin gab es ein 

Jahr später von der Verwaltung tatsächlich eine 

neue Beitragstabelle, die eher unseren Vorstellun-

gen entsprach.   

 Bildung darf nicht vom Geldbeutel abhän-

gen. Leider gibt es in der Bundes- und 

Landespolitik zu viel Flickschusterei. 

Bestes Beispiel ist das Bildungs- und 

Teilhabepaket, welches insbesondere das 

Ziel größerer Teilhabe von Kindern und 

Jugendlichen aus einkommensschwachen 

Familien unter Bürokratie erstickt. Skan-

dalöserweise und gegen unseren Protest 

hat die Städteregion Mittel aus diesem 

Paket, die sie in einigen Jahren nicht an 

den Bund zurückzahlen musste, nicht 

genutzt, um zusätzliche Angebote aus-

zubauen. Stattdessen landeten diese Gel-

der bei der „Haushaltskonsolidierung“. 

Inwieweit die Leistungen aus dem Paket 

nun aufgrund einer Gesetzesänderung in 

2019 stärker genutzt werden als bisher 

(das betrifft vor allem die Teilhabeleistungen wie 

Beträge für Sportvereine oder Musikschule), 

bleibt abzuwarten.      

 Einen kleinen Erfolg konnten wir im Rah-

men der Haushaltsberatungen 2017 erreichen. 

Die Verwaltung plante, die Ausgaben für die Bil-

dungszugabe, welche Kindern und Jugendlichen 

der Region u.a. den Besuch von kulturellen Ver-

anstaltungen ermöglicht, zu kürzen. Die schwarz-

grüne Kooperation machte die Kürzung dann im 

Städteregionstag wieder rückgängig, obwohl wir 

ursprünglich die einzige Fraktion waren, welche 

den alten Haushaltsansatz erhalten wollte.   



 

Im Bereich der städteregiona-

len Wirtschaftspolitik bearbei-

tete die Linksfraktion im We-

sentlichen drei 

Schwerpunkte: Initia-

tiven zu innovativer, 

zukunftsweisender 

und zugleich sozialer 

Wirtschaftsförderung, 

dann die immer wichtigere Fra-

ge nach Schaffung dauerhaft 

bezahlbaren Wohnraums und 

schließlich eine sozialere Aus-

richtung der Sparkasse. 

 

Soziale Wirtschaftsförderung 

Bereits kurz nach Beginn der Wahlperiode wurde 

von unserer Fraktion per Anfrage nachgebohrt, ob 

die Verwaltung dem Auftrag nachgekommen sei, 

für den Fall drohen-

der Betriebsschlie-

ßungen Hilfestellun-

gen für mögliche 

Übernahme durch die 

Belegschaft zu leisten. 

2018 gingen wir 

gleich mit mehreren 

Anträgen in die Initi-

ative, deren Verwirklichung zugleich Arbeitsplätze 

in der Region geschaffen und die hiesige Lebens-

qualität erhöht hätte. Einmal schlug die Fraktion 

vor, gegen den immer deutlicheren Trend des ster-

benden Einzelhandels durch Shopping Malls und 

Internet-Großhändler vorzugehen, indem man die 

Einrichtung einer regionalen Einzelhandelsplatt-

form als „one stop shop“ mit angeschlossener um-



 

weltfreundlicher Logistik prüft. Zum anderen 

schlugen wir – mit einiger medialer Aufmerk-

samkeit und überraschender Unterstützung sei-

tens der FDP – vor, dass via Gutachten geprüft 

werden sollte, ob und wie die Errichtung einer 

Mehrzweckhalle für Kultur-, Sport- und Festver-

anstaltungen sich lohnen würde, da die Städtere-

gion als eines der wenigen Einzugsgebiete ihrer 

Größe über kein solches Angebot verfügt. Lei-

der war die Mehrheit in beiden Fällen nicht ein-

mal bereit, einen Prüfauftrag zu beschließen. Ein 

internationalistisch motivierter Antrag unserer-

seits zur kommunalen Entwick-

lungszusammenarbeit wurde von 

der Verwaltung als Mitteilungs-

vorlage „luxusbeerdigt“. 

 

Politik für Wohnungsbau 

Seit Beginn der Wahlperiode war 

der Ausbau bezahlbaren Wohn-

raums wichtiges Thema für die 

Fraktion. Wie so oft, hatten 

auch hier die anderen Fraktionen 

den Schuss erst später und dann 

auch weniger deutlich gehört. 

Ein Antrag aus dem Jahr 2014 

war noch nicht von Erfolg ge-

krönt. Beschlossen wurde dann 

aber ein zusammen mit SPD und FDP im Jahr 

2017 gestellter Antrag zur Förderung des sozia-

len Wohnungsbaus.  

 Nachdem sich jedoch in dessen Umset-

zung wenig getan hatte, bohrten wir nochmals 

nach und forderten die Städteregion 2018 auf, 

ein integriertes Konzept für den sozialen Woh-

nungsbau in ihrem Zuständigkeitsbereich vorzu-

legen. Das beantwortete die Städteregion mehr 

schlecht als recht: Anstatt ein Konzept zu erstel-

len, verwies die Verwaltung auf bereits laufende 

Anstrengungen der städteregionseigenen Woh-

nungsbaugesellschaft GWG. Wie die nach wie 

vor sich zuspitzende Lage auf dem Wohnungs-

markt deutlich macht, besteht  hier weiterhin 

dringender Handlungsbedarf. 

 

Sparkassen 

In der Sparkassen-Zweckverbandsversammlung 

kritisierte unser Vertreter Uwe F. Löhr wieder-

holt, dass die Gewinnausschüttung trotz sehr 

guter Ertragslage nicht zugunsten der Gebiets-

körperschaften erhöht wird. In der Folge wird 

das Eigenkapital der Sparkasse unnötig und völ-

lig über Bedarf aufgebläht. Wiederholt kritisierte 

Uwe für DIE LINKE auch die mehrmaligen Er-

höhungen der Kontoführungsgebühren, da diese 

vor allem Einkommensschwache treffen. Es kön-

ne nicht sein, dass für jede Kontobewegung und 

jede noch so geringe Dienstleistung Beträge in 

Rechnung gestellt werden. Zuletzt wurde unse-

rerseits zur Prüfung vorgeschlagen, ein Ba-

siskonto zu fünf Euro Festgebühr inkl. zehn Bu-

chungen anzubieten.  

 Kritisiert wurde von linker Seite auch das 

Fehlen von Frauen im Vorstand. Bei diesen und 

anderen wichtigen Punkten verhalten sich andere 

politische VertreterInnen sträflich still. 



 

Linke Mobilitätspolitik kann 

folgenderma-

ßen formuliert 

werden: Mobi-

lität ist ein 

Grundrecht, 

das auch für 

Leute bereitge-

stellt werden muss, die sich 

keinen PKW leisten können.  

Dabei müssen vor allem die Interessen der 

Schwächsten (v.a. behinderte, ältere und einkom-

mensschwache Menschen) berücksichtigt wer-

den. Der Umweltverbund (Fuß- und Radverkehr 

sowie der öffentliche Personennahverkehr) ist 

aus gesundheits- und klimapolitischen Gründen 

zulasten des Motorisierten Individualverkehrs zu 

fördern.  

 Organisation und Fi-

nanzierung des ÖPNV sind 

in der Städteregion wie im 

übrigen Deutschland auch 

kompliziert und unübersicht-

lich. Viele Diskussionen und 

Entscheidungen finden in 

Beiräten, Verbandsversamm-

lungen oder Aufsichtsräten 

statt, denen wir nicht ange-

hören.  

 Dementsprechend zielte unsere Politik da-

raufhin, Themen in den öffentlichen Bereich der 

entsprechenden Ausschüsse zu ziehen. Dabei 

ging es in den letzten fünf Jahren insbesondere 

um den Zustand von Bahnhöfen und Haltestel-

len, gerade auch in Hinblick auf die Barrierefrei-

heit, um die Pünktlichkeit des Busverkehrs, den 

Ausbau der Euregiobahn sowie Fahrplanmaßnah-

men im Altkreis. Dabei haben wir immer betont, 



 

dass ein nicht nur preiswerter, sondern zugleich 

qualitativ guter Nahverkehr die Menschen zum 

Umsteigen bewegt.  

 Konkret haben wir auch im Rahmen der 

Bürgerbeteiligung die Einrichtung eines Fahr-

gastbeirats beantragt. Mittlerweile hat sich die 

Entscheidungsfindung in den Aachener Stadt-

rat verlagert. Die Aussichten sind jedoch sehr 

gut, dass Aachen dem Vorbild anderer Städte 

(Frankfurt, Köln, Solingen) endlich folgen 

wird.  

 Ein Antrag zur Debatte über die Finan-

zierung des ÖPNV wurde auf die erste Sitzung 

in 2020 verschoben. Aber alleine diese Initiative 

hat die anderen Fraktionen schon so aufge-

schreckt, dass plötzlich auch über die probe-

weise Einführung eines 365€-Tickets („Wiener 

Modell“) gesprochen wird. Und das kommt 

von Parteien, die in der Vergangenheit jede 

Preiserhöhung beim Aachener Verkehrsver-

bund abgenickt hatten!   

 Die Städteregion ist nicht nur Auf-

gabenträger für den Nahverkehr, sondern 

auch als Bauträger verantwortlich für 

Kreisstraßen und Radwege. Dabei hatte 

sich die Städteregion mit einem ambitio-

nierten Programm zum Ziel gesetzt, das 

eigene Netz auf Vordermann zu bringen. 

A u s  d i v e r s e n  G r ü n d e n 

(Personalbewirtschaftung, fehlende För-

dermittel des Landes) kam dieses aber ins 

Stocken, wie ein Antrag unserer Fraktion 

aufdeckte.  

 Die Radwegeprojekte in der Region 

hat unsere Fraktion nach langer interner 

Diskussion unterstützt. Dies betrifft vor 

allem den Radschnellweg Aachen-

Herzogenrath. Die Regiotram vom Nord-

kreis in die Stadt Aachen hinein halten wir 

ebenfalls für sinnvoll. Dabei weisen wir aber 

darauf hin, dass die beste Trasse unter Berück-

sichtigung der Bürgerbelange gefunden werden 

muss. 

 Im Ausschuss für Mobilität beantragten 

wir die Einrichtung von Fahrradhilfe-Stationen, 

um das Radfahren nachhaltig und attraktiv zu 

fördern. Als Standorte kommen u.a. Park & 

Ride-Bahnhöfe, öffentliche Einrichtungen und 

Schulen infrage. Die Stationen verfügen über 

Werkzeuge für Kleinreparaturen, eine univer-

selle Luftpumpe, die auch für Kinderwagen und 

Rollstühle geeignet ist, sowie eine App, über 

die der Nutzer Reparaturanleitungen bekom-

men kann. Der Ausschuss beschloss die Imple-

mentierung von Fahrradhilfe-Stationen bei zu-

künftigen Mobilitätsstationen. Diese vereinen 

an einem Ort verschiedene Mobilitätsangebote 

und ermöglichen deren Kombination zur Errei-

chung des gewünschten Ziels. 



 

In der Städteregion und beson-

ders in ihrem südlichen Teil 

spielt der Tourismus eine gro-

ße Rolle. Dies ist insoweit 

auch unproblematisch, da da-

ran viele Arbeitsplätze hängen, 

und wir die Weiterentwicklung 

von Freizeit- und Erholungs-

möglichkeiten wichtig finden.  

Kritisch sehen wir aber „Leuchtturmprojekte“, wie 

sie leider immer wieder von der Verwaltung vorge-

tragen werden. So lehnte unsere Fraktion zum 

„Entsetzen“ der schwarz-grünen Kooperation im 

Jahr 2015 die Einrichtung eines sogenannten Rad-

kompetenzzentrums in Monschau-Kalterherberg 

ab. Hier war es offensichtlich, dass man sich ledig-

lich an ein Landesförderprogramm anhängen woll-

te, ohne irgendwelche Folgekosten und -

wirkungen zu betrachten. Nebenbei bemerkt: Auf-



 

grund unklarer Eigentumsverhältnisse ist das 

Kompetenzzentrum nie eingerichtet worden. 

Auch bei der Aufwertung von Radwegen in der 

Region zeigen wir klare Kante. Eine Verbesse-

rung der Wege, mehr Sicherheit und eine besse-

re Ausschilderung tragen wir selbstverständlich 

mit. Teure Inszenierungskonzepte mit High 

Tech-Schnickschnack mitten im Wald sind al-

lerdings überflüssig!  

 Das kulturelle Engagement der Städtere-

gion unterstützen wir. Dabei ist leider etwas 

untergegangen, wie 

unsere Fraktion An-

fang 2017 verhin-

derte, dass die Zu-

schüsse der Städte-

region für wichtige 

Veransta l tungen 

gestrichen werden. 

So sah es nämlich 

der Haushaltsent-

wurf vor. Dann 

hätten z.B. weder 

das September-

Special in Aachen 

noch die Chorbien-

nale in den letzten 

Jahren Gelder erhalten.  

 Gerne schaut unsere Fraktion im Kunst- 

und Kulturzentrum der Städteregion in Mon-

schau vorbei, z.B. anlässlich der Bruce Davidson

-Ausstellung im Frühjahr 2019. 

 Bedeutend für eine Gebietskörperschaft 

wie die Städteregion ist aus unserer Sicht auch 

die Förderung des Ehrenamts. Diese sollte aber 

transparent und nicht-diskriminierend erfolgen. 

So setzten wir uns dafür ein, den Vertrag mit 

dem Geschichtsverein Monschauer Land zu 

kündigen. Dies sollte nicht gegen die Tätigkeit 

des Vereins sprechen. Aber es gibt in der Regi-

on noch andere Geschichtsvereine, die wertvol-

le Arbeit leisten. Zwischenzeitlich legte die Ver-

waltung ein Förderkonzept vor, das eine Ver-

besserung für alle diesbezüglichen Vereine dar-

stellt.    

 Einen nicht unerheblichen Erfolg erzielte 

unsere Fraktion mit einem Änderungsantrag im 

Jahr 2018. Geplant waren Informationsveran-

staltungen für Vereine und ehrenamtlich Tätige 

mit jeweils unterschiedlichen Themenschwer-

punkten. Wir konnten erreichen, dass zusätzli-

che und gut besuchte Veranstaltungen stattfin-

den, bei denen über die Auswirkungen der sog. 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) in-

formiert wurde, die viele kleine Vereine vor 

große Probleme stellte.  



 

Ziel linker Personalpolitik - 

und das unterscheidet uns seit 

Jahren von den anderen Frak-

tionen im Städteregionstag - 

ist die Sicherstellung eines 

qualitativ hochwertigen Ange-

botes öffentlicher Leistungen 

für die Einwohnerschaft.  

Deshalb haben wir von Beginn an Deckelungen 

der Personalaufwendungen und Wiederbeset-

zungssperren als kontraproduktiv abgelehnt, 

während die schwarz-grüne Kooperation und 

SPD ihr Heil in der „Haushaltskonsolidierung“ 

suchten.  Übersehen wurde dabei, dass in vielen 

Ämtern der Bedarf an Mitarbeitern die Planungen 

überstieg, und die verschärfte Konkurrenz öf-

fentlicher Einrichtungen um immer weniger Köp-

fe Wiederbesetzungssperren unsinnig macht.  

 Doch der Reihe nach: Mit der prekären Si-

tuation beim Personal beschäftigte sich die Frak-

tion bereits im Herbst 2014. Im Jobcenter, das als 

gemeinsame Einrichtung von Bundesagentur für 

Arbeit und Städteregion fungiert, war das Fehlen 

von qualifizierten Mitarbeitern besonders augen-

fällig. Das stellten wir in den Mittelpunkt eines 

Antrags für den Personalausschuss im Herbst 

2015. Seitdem ist zumindest die Beschäftigten-

zahl deutlich gestiegen, leider aber nicht immer 

die Qualität der Beratung.  

 Auch immer im Auge hatten wir die ange-

kündigte Zusammenlegung von Geschäftsstellen 

im Nordkreis - ein Teil des sogenannten Strukur-

konzepts von Städteregionsrat Etschenberg - die 

wir ablehnen, da es zu lange Wege bedeutet. In 

2016 thematisierten wir die Organisationsunter-

suchung im Straßenverkehrsamt, die letztlich zu 

einer Verbesserung des Services führte. Den Un-

sinn der als Personalbewirtschaftungskonzept 

titulierten Deckelung der Personalaufwendungen 

- siehe oben - machte die Fraktion im Jahr 2018 

zum Tagesordnungspunkt für den Ausschuss. 

Der Hinweis auf die Stadt Aachen, die sich nach 

Jahren endlich der Wiederbesetzungssperre entle-

digte, fiel bei den anderen Parteien aber leider 

(noch) auf taube Ohren. Ebenso wie beim Stra-

ßenverkehrsamt gab es beim Ausländeramt eine 

Organisationsuntersuchung. Gegen unseren Wi-



 

derstand ist man den Empfehlungen des externen 

Prüfers aber nicht gefolgt, und eine Personalauf-

stockung erfolgte nur halbherzig.  

 Die Personalratsaffäre, welche die Städtere-

gion in der Spätphase Etschenberg erschütterte, 

nahm DIE LINKE zum Anlass, ein neues Verfah-

ren zur Eingruppierung von freigestellten Perso-

nalratsmitgliedern unter Einschluss der Gewerk-

schaften zu fordern. Dieses wurde im Frühjahr 

2019 dann auch der Politik präsentiert.  

 Bei den alljährlichen Haushaltsverhandlun-

gen hatten wir zwei Maximen immer im Auge: 

Zum einen sollte es keine Sozialkürzungen geben, 

zum anderen waren wir dagegen, die Beschäftigten 

der Städteregion zu belasten. Deshalb waren wir 

als einzige Fraktion von Beginn an konsequent 

gegen das sog. Strukturkonzept, das der Städtere-

gionsrat Etschenberg im Sommer 2015 vorlegte. 

Neben durchaus sinnvollen Ideen enthielt es auch 

einige Vorschläge, die wir nicht mittragen konn-

ten. Mittlerweile hat sich auch herausgestellt, dass 

die finanziellen Entlastungen, die das Konzept 

versprach, bei weitem nicht eingehalten werden 

konnten.   

 Immerhin muss man konzedieren, dass die 

schwarz-grüne Kooperation in den Haushaltsbera-

tungen durchaus bereit war, den einen oder ande-

ren Vorschlag unserer Fraktion aufzunehmen. Po-

sitiv bewerten wir auch, dass die Städteregion sich 

endlich - wenn auch zu spät - von ihren RWE-

Aktien trennt - und mit den Erlösen den Woh-

nungsbau durch die öffentliche GWG ankurbelt. 

 Was wir allerdings vermissen, sind weitere 

Anstrengungen im Bereich Klimaschutz.  

Erfolgreich waren wir im Herbst 2019 mit einer 

Resolution zur Altschuldenproblematik der NRW

-Kommunen. Obwohl CDU und Grünen uner-

klärlicherweise keinen Bezug zur lokalen Situation 

sehen konnten, stimmten sie zumindest nicht da-

gegen, so dass die Resolution mit den Stimmen 

von SPD und uns durchging. 



 

FAHRSCHEINLOSER ÖPNV, 2016 

Dass DIE LINKE bei vielen Themen der Kon-

kurrenz voraus und am Puls der Zeit ist, zeigte sie 

mehrfach mit ihren öffentlichen Veranstaltungen. 

Im April kam der Fraktionsvorsitzende der Er-

furter Linken Matthias Bärwolff 2016 auf Einla-

dung unserer Fraktion nach Aachen, um zum 

Thema fahrscheinloser ÖPNV zu sprechen. Die-

ses Thema entdeckten die anderen Fraktionen 

erst fünf Jahre spä-

ter für sich, als die 

Klimabewegung die 

Frage  umwel t-

freundlicherer Mo-

bilität auf die Tages-

ordnung brachte. 

Erfurt prüfte eine 

Abgabe für Erwach-

sene in Höhe von 

max. 20 Euro, die 

die Nutzung von 

Bus und Bahn rum um die Uhr erlauben sollte. In 

diesem Zusammenhang diskutierte unsere Frakti-

on auch in der Zeitung „WIR“ verschiedene be-

reits funktionierende Modelle (z.B. aus dem bel-

gischen Hasselt, dem französischen Aubagne o-

der der estnischen Hauptstadt Tallinn), den 

ÖPNV entgeltfrei zu gestalten. 

 

WOHNEN MUSS BEZAHLBAR SEIN, 2018 

Im Oktober 2018 war der Kölner „Mietrebell“ 

und wohnungspolitische Aktivist Kalle Gerigk zu 

Gast bei der gemeinsamen Veranstaltung der 

Fraktionen in Städteregionstag und Stadtrat 

Aachen. Am Podium referierte Gerigk zu seinen 

Aktivitäten und den verschiedenen Möglichkei-

ten, auf der Straße und in den kommunalen Gre-

mien etwas gegen den zunehmenden Mietwucher, 

die Verdrängung einkommensarmer Einwohne-

rInnen und soziale Entmischung der Quartiere zu 

unternehmen. Mit ihm diskutierten Marc Beus 

für die Ratsfraktion sowie Albert Borchardt in 

seiner Doppelfunktion als Eschweiler Fraktions-

vorsitzender und sachkundiger Bürger unserer 

Fraktion. Die gut besuchte Veranstaltung lockte 

auch viele neue Gesichter an. 

 

U R H E B E R R E C H T 

UND UPLOADFILTER, 

2019 

Weil die ansässige Kreativ-

wirtschaft in der Region 

ebenfalls betroffen sein 

würde und um die Interes-

sierten u.a. von den 

Aachener Hochschulen 

anzusprechen, boten die 

Fraktionen von Stadt und Städteregion im März 

eine öffentliche Veranstaltung zu sog. 

„Uploadfiltern“ an, die in Folge der EU-

Urheberrechtsreform drohten. Dr. Konstanze 

Kriese, Mitarbeiterin der linken Abgeordneten 

Martina Michels referierte vor einem größtenteils 

jüngeren Publikum zu den Gefahren und Proble-

men, die sich daraus ergeben. Wenige Tage später 

fand zu diesem Anliegen in Aachen eine größere 

Demonstration statt. 

 

ZEIT FÜR INKLUSION, 2019 

Unter diesem Titel lud die Fraktion am Samstag, 

16. November 2019, zu einem Workshop ein. Die 

UN-Behindertenrechtskonvention hat 2008 

„Inklusion“ als Menschenrecht für Menschen mit 

Behinderungen erklärt. Inklusion (lateinisch 



 

„Enthaltensein“) bedeutet, dass alle Menschen 

selbstbestimmt am gesellschaftlichen Leben teil-

nehmen. Das heißt: Menschen mit Behinderun-

gen müssen sich nicht mehr integrieren und an 

die Umwelt anpassen, sondern diese ist von vorn-

herein so ausgestattet, dass alle Menschen gleich-

berechtigt leben können – egal wie unterschied-

lich sie sind. Das 

Ideal der Inklu-

sion ist, dass die 

Unterscheidung 

„behindert / 

nicht behindert“ 

keine Relevanz 

mehr hat. Die 

Realität sieht 

jedoch oft an-

ders aus.  

 Am Ende 

soll es keine 

Rolle mehr spie-

len, ob jemand behindert ist oder nicht. Das Ziel 

ist eine Gesellschaft, in der jede(r) so sein kann, 

wie er/sie ist, nämlich ein Mensch mit ganz unter-

schiedlichen Bedürfnissen. 

 

CO
2
-STEUER: WEDER SUPERHELD NOCH 

SUPERSCHURKE, 2019 

Im Jahr 2019 war der Klimaschutz DAS politi-

sche Thema auf allen Ebenen der Politik, auch in 

den Kommunen und Landkreisen. Um die Dis-

kussion vor Ort aufzugreifen, lud unsere Frakti-

on im November als Referenten Dr. Axel Troost 

ins Aachener Welthaus ein. Wie der Veranstal-

tungstitel und das Interview in den „Aachener 

Nachrichten“ vom Vortag schon ankündigten, ist 

aus seiner Sicht eine CO2-Steuer „weder Super-

held noch Superschurke“.  

 Sie ist kein Superheld, weil eine Bepreisung 

nicht hinreicht, um den Kohlenstoffdioxidaus-

stoß auf ein klimaverträgliches Maß zu reduzie-

ren. Ergänzend bedarf es Ordnungspolitik durch 

Ge- und Verbote, vor allem aber massiver Investi-

tionen. Dazu müssten die Glaubenssätze ausgegli-

chener Haushalte 

(„schwarze Null“) 

und der sog. Schul-

denbremse drin-

gend überwunden 

werden. Eine CO2

-Steuer sei aber 

auch kein Super-

schurke, weil sie 

bei entsprechender 

A u s g e s t a l t u n g 

richtige Verhaltens

- sowie Investiti-

onsanreize für Un-

ternehmen und VerbraucherInnen setze und 

durch Ausgleichsmechanismen sogar für Umver-

teilung zugunsten von Geringverdienenden ge-

nutzt werden könne.  



 

Nijmegen, 2015 

Die interne Debatte über den Sinn neuer Radver-

kehrsanlagen führte uns in eine niederländische 

Vorreiterkommune, nach Nijmegen. Der Radver-

kehrsbeauftragte der Provinz Gelderland zeigte 

uns den Radschnellweg zwischen Nijmegen und 

Arnhem, den wir per E-Bike auch zum Teil selbst 

befuhren. Besonders beeindruckt war die Fraktion 

von den riesigen und sehr gut genutzten Fahr-

radparkhäusern bzw. Tiefgaragen. 

 

Eschweiler - Neue Höfe, 2015 

Mitglieder der Fraktion trafen sich mit einem Ver-

treter der Stadt Eschweiler, um über das Projekt 

Neue Höfe in Eschweiler-Dürwiß zu sprechen. 

Dort soll in einem Neubaugebiet ressourcenspa-

rend gebaut werden. Dieses Projekt ist aufgrund 

seines nachhaltigen Ansatzes sehr verfolgenswert.  

 

Rursee, 2016 

Eine Fraktionssitzung der besonderen Art gab es 

im August 2016. Diese fand auf dem Rursee statt. 

Auf der Schiffsfahrt von Rurberg nach Schwanen-

auel und zurück diskutierten die GenossInnen vor 

allem über Themen, welche die Nordeifel betref-

fen. Bei dieser Gelegenheit dankten wir der aus-

scheidenden Mitarbeiterin Annette Frankenberger 

für ihre gute Arbeit in den letzten sechs Jahren.  

 

Radtouren  

Sportsgeist bewiesen die Fraktionsmitglieder auf 

den jährlichen Radtouren. Die erste führte 2016 

von Aachen-Rothe Erde nach Raeren und zurück. 

Dabei konnten wir uns von den Vorzügen, aber 

auch den Schwächen des Vennbahn-Radwegs über-

zeugen. 2017 ging es von Kalterherberg über den  

Vennbahn-Radweg zurück nach Aachen. Trotz 

anhaltenden Regens blieb Zeit, sich mit den 



 

schwierigen Kreuzungssituationen vor allem in 

Roetgen zu beschäftigen. In 2018 war Kalterher-

berg wieder Startpunkt. Diesmal ging es auf dem 

Ruruferradweg nach Heimbach. Bei hohen Tem-

peraturen blieb sogar Zeit für einen Abstecher ins 

Freibad. Allerdings blieb auch die Erkenntnis, 

dass noch einiges zu tun ist für die Radinfrastruk-

tur. Ein Jahr später ging es mit dem Drahtesel 

von Lammersdorf nach Düren. Es ging zwar nicht 

ganz ohne Verluste und Umwege ab; den Teil-

nehmern machte es trotzdem viel Spaß.   

 

Exkursion nach Vogelsang, 2017 

Im Herbst 2017 besuchten wir zusammen mit der 

Aachener Stadtratsfraktion die ehemalige Or-

densburg Vogelsang in der Nordeifel. Im Rahmen 

einer geführten Besichtigung konnten wir uns mit 

der Architektur der nie fertig gestellten NS-

Parteischule aus der dunkelsten Zeit der deut-

schen Geschichte beschäftigen. Einige der Teil-

nehmer besuchten auch die Ausstellung 

„Bestimmung Herrenmensch“. Wir sollten nie 

vergessen, dass die Gräuel des Nationalsozialis-

mus erst ca. 75 Jahre zurückliegen.  

 

Besichtigung Dreilägerbachtalsperre in Roet-

gen, 2018 

Von der Talsperre in Roetgen werden große Teile 

der Städteregion mit Trinkwasser aus der Eifel 

versorgt. Über ein ausgeklügeltes Rohrsystem 

sind der Obersee der Rurtalsperre, die Kalltal-

sperre und die Dreilägerbachtalsperre verbunden, 

um Oberflächenwasser in Stadt und Altkreis 

Aachen zu bringen. Dafür muss das Wasser auf-

bereitet werden. Dies geschieht in Roetgen in ei-

ner Anlage, welche der WAG gehört, die ein ge-

meinsames Unternehmen der beiden kommuna-

len Versorger Enwor und Stawag ist. Der Ge-

schäftsführer der WAG und der technische Ge-

schäftsführer der Enwor begleiteten uns auf unse-

rer Besichtigung und standen für Fragen zur Ver-

fügung.  

 

Karl Marx-Fahrt nach Trier, 2018 

Im Marx-Jahr 2018 war eine Besichtigung der 

Karl Marx-Ausstellungen in Trier Pflicht. Ge-

meinsam mit der Aachener Stadtratsfraktion ging 

es also an die Mosel, wo wir viel über Leben und 

Wirken des deutschen Philosophen und Revoluti-

onärs erfuhren. Im Anschluss blieb auch noch 

Zeit für eine Stadtführung zu den antiken und 

mittelalterlichen Monumenten der Stadt.   

 

Fahrt nach Lüttich, 2018 

Im November führte unsere Fraktion der Weg ins 

nahe gelegene Lüttich. Zunächst nahmen wir an 

einer historischen Führung teil, bei uns Eric 



 

Toussaint aus der belgischen Dritte Welt-

Solidarität die beeindruckende Geschichte der 

Klassenkämpfe Lüttichs seit dem Mittelalter refe-

rierte. Nach dem Mittagessen ging es weiter zum 

wallonischen Museum des öffentlichen Verkehrs, 

das von alten Kutschen und Anhängern über Stra-

ßenbahnen bis zu Bussen über eine beachtliche 

Sammlung verfügt. Zu den Höhepunkten gehör-

ten sicherlich die drei (aus unterschiedlichen Zeit-

abschnitten stammenden) Aachener Straßenbah-

nen, vor bzw. in denen sich die Fraktionsmitglie-

der nur zu gerne ablichten ließen. 

 

Exkursion nach Mon-

schau, 2019 

Im Frühjahr 2019 führte 

unser Weg nach Mon-

schau. Zuerst besichtigten 

wir die Behindertenwerk-

statt der Caritas in Imgen-

broich. Wir hatten einige 

Wochen vorher im Ar-

beitskreis Soziales & Bil-

dung mit einem Mitarbei-

ter der Caritas über das 

Bundesteilhabegesetz und 

die Auswirkungen auf behinderte Menschen ge-

sprochen. Im Rahmen der Besichtigung konnten 

wir uns von der modernen und vielfältigen Aus-

stattung der einzelnen Arbeitsstätten überzeugen.  

 Nach einem kleinen Fußmarsch hinunter in 

die Monschauer Altstadt, die einige Fraktionsmit-

glieder noch mit der Bimmelbahn befuhren, ging 

es in das Monschauer Kunst- und Kulturzentrum 

(Kuk), dessen Geschäftsführerin Dr. Nina Mika-

Helfmeier uns höchstpersönlich durch die Aus-

stellung des US-Fotographen Bruce Davidson 

führte. Umweltfreundlich fuhren wir abends mit 

dem Bus wieder zurück nach Aachen.  

 

Fahrt nach Maastricht, 2019 

Im Juni führte uns der Weg bei einem gemeinsa-

men Ausflug mit der Aachener Ratsfraktion ins 

nahegelegene Maastricht. Hierzu konnten wir die 

neue Bahnlinie RE18 nehmen, die in ca. einer 

Stunde von Aachen bis zur Stadt an der Maas 

fährt. Dort trafen wir Hans Hoorn, den ehemali-

gen langjährigen Leiter des dortigen Stadtentwick-

lungsamtes. Der umtriebige Herr Hoorn führte 

uns zunächst für ein Referat zur Maastrichter 

Stadtbibliothek. Nach einer Mittagspause in der 

Bibliothekscaféteria begann eine ausführliche 

Stadtführung, bei der Herr Hoorn vorstellte, wie 

die Stadt verschiedene wohnungs-, stadtentwick-

lungs- und verkehrspolitische Probleme gemeis-

tert hatte – oft mit langem Atem und mit einiger 

Kreativität, am Ende aber meistens mit Erfolg. 

Zum Abschluss begab sich unsere Reisegruppe auf 

eine einstündige Rundfahrt auf der Maas, bevor es 

wiederum mit dem RE18 

zurück Richtung Aachen 

ging. 

 

Exkursion nach Brüssel, 

2019 

Anfang November zog es 

die Fraktion in die belgi-

sche und europäische 

Hauptstadt Brüssel. Mit 

einem sehr günstigen 

Gruppenticket der staat-

lichen belgischen Schie-

nenverkehrsgesellschaft (SNCB) ausgestattet fuh-

ren wir ab Welkenraedt zum Bahnhof Bruxelles-

Luxembourg, wo uns gleich hinter dem Europäi-

schen Parlament das zugehörige Haus der Europä-

ischen Geschichte erwartete. Dort nahmen wir an 

einer Führung teil, für die unsere angesetzten an-

derthalb Stunden kaum ausreichten. Direkt im 

Anschluss begann eine Führung mit dem ausge-

wanderten Hamburger Malte Woydt. Seine histo-

rische und politische Stadtführung brachte uns 

gerade nicht an die touristischen Plätze, die man 

ansonsten sieht (Großer Platz, Paläste), sondern 

durch das Europaviertel und stark migrantisch ge-

prägte Stadtviertel. Aus seinen Schilderungen 

konnten wir auch die eine oder andere Idee für 

unsere eigenen kommunalpolitischen Aktivitäten 

mitnehmen. Nach einem Abendessen fuhren wir 

über den Bahnhof Bruxelles-Central nach Welken-

raedt zurück. 
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ALBAN WERNER 

ist seit 2016 Mitar-

beiter der Fraktion. 

Er lebt in Aachen. 

ALBERT 

BORCHARDT ist 

Assistent der Frak-

tion. Er lebt in E-
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DANKE! 

Die Fraktion bedankt sich bei allen Bürgerinnen und Bürgern, Initiativen, Genossinnen und Genos-

sen, die durch Anregungen, Mitarbeit oder Unterstützung in der Öffentlichkeit zum Wirken unse-

rer Fraktion beigetragen haben. Politischer Erfolg hat immer viele Mütter und Väter. 


